
Vereinssatzung Dalton Vereinigung Deutschland e. V. (VR 4491) 

1. September 2015 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen "Dalton Vereinigung Deutschland". Mit der Eintra-
gung in das Vereinsregister lautet der Name Dalton Vereinigung Deutschland 
e. V. (e.V. = eingetragener Verein), kurz DVD e.V.    

2. Der Verein hat seinen Sitz in 52477 Alsdorf.  
3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

§ 2 Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung des schulischen Unterrichts unter beson-
derer Berücksichtigung der Unterrichtsprinzipien von Helen Parkhurst.  

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der 
Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch  

a. Durchführung von Vorträgen und Veranstaltungen,  
b. Einrichtung von Beratungsstellen als Ansprechpartner für Politik, 

Presse und interessierte Personen, 
c. Erstellung und Herausgabe eigener Publikationen,  
d. Kontaktaufnahme und Zusammenarbeit mit Organisationen gleicher 

Zielsetzung im In- und Ausland,  
e. Pressearbeit.  

3. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-
che Zwecke.  

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Ver-
eins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den.  

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Der Verein besteht aus  
a. ordentlichen Mitgliedern,  
b. juristischen Personen und  
c. Ehrenmitgliedern.  

2. Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede vollgeschäftsfähige, natürliche 
Person aus dem In- und Ausland werden, die kein Mitglied einer Organisation 
ist, die aktiv gegen die Ziele des Vereins arbeitet.  

3. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnah-
meantrag (per Brief, E-Mail bzw. Telefax), der an den Vorstand gerichtet wer-
den soll.  

4. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. 
Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die 
Gründe mitzuteilen.  

5. Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung Ehrenmitglie-
der ernennen.  



§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt aus dem Verein, Ausschluss oder Tod.  
2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung (per Brief oder Telefax) gegen-

über dem Vorstand. Der Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres er-
klärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Monaten einzuhalten ist.  

3. Ein Mitglied kann durch einen Mehrheitsbeschluss aller Vorstandsmitglieder 
vom Verein ausgeschlossen werden. Der Beschluss des Vorstandes soll 
schriftlich begründet und dem Mitglied zugesandt werden. 
Über den Ausschluss ist die Mitgliederversammlung zu informieren. Über die 
Bekanntgabe der Begründung entscheidet der Vorstand nach freiem Ermes-
sen.  

4. Die Mitgliedschaft endet, wenn 2 Jahre kein Mitgliedsbeitrag gezahlt wurde. 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 

1. Von den Mitgliedern werden Aufnahmegebühren, Jahresbeiträge und Umla-
gen erhoben.  

2. Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen 
werden vom Vorstand festgesetzt und sollen per Lastschrift eingezogen wer-
den.  

3. Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen 
befreit.  

4. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen 
durch Beschluss ganz oder teilweise erlassen oder stunden.  

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Alle Mitglieder sind berechtigt, an der Verwirklichung des Satzungszweckes im 
Rahmen des Ihnen zugewiesenen Aufgabenbereiches aktiv mitzuwirken.  

2. Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen des Vereins zu benutzen, so-
wie an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.  

3. Die Mitglieder haben im Rahmen ihrer Betätigung im Verein die vom Vorstand 
erlassenen Beitrags-, Haus- und sonstigen Ordnungen zu beachten.  

§ 7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand, der erweiterte Vorstand und die Mit-
gliederversammlung. 

§ 8 Vorstand 

1. Der Vorstand des Vereins im Sinne von § 26 BGB besteht aus dem Präsiden-
ten, dem Vizepräsidenten und dem Schatzmeister.  

2. Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten. Die Vertre-
tungsmacht durch zwei Mitglieder des Vorstandes ist in der Weise beschränkt, 
dass zu Rechtsgeschäften mit einem Geschäftswert über EUR 2.500 ein ein-
stimmiger Beschluss aller Vorstandsmitglieder erforderlich ist.   

§ 9 Zuständigkeit des Vorstandes 



Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbe-
sondere folgende Aufgaben: 

a. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, sowie Aufstellung 
der Tagesordnung,  

b. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,   
c. Buchführung und Erstellung des Jahresberichtes,  
d. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern,  
e. Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern,  
f. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen 
g. Erlass von Beitrags-, Haus- und sonstigen Ordnungen, die nicht Bestandteil 

der Satzung sind,  
h. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte mit einem Geschäftswert über EUR 

2.500, 
i. Berufung von Regionalvertretern, 
j. Berufung einer Koordinatorin/eines Koordinators für das Inspektionswesen. 

§ 10 Wahl und Amtsdauer des Vorstandes 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jah-
ren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Der Vorstand bleibt jedoch bis zu 
seiner Neuwahl im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu 
Vorstandsmitgliedern können nur ordentliche Mitglieder des Vereins gewählt 
werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt 
eines Vorstandsmitgliedes.  

2. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so kann der Restvorstand 
für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen kommissarischen 
Nachfolger wählen.  

§ 11 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 

1. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Präsidenten, bei dessen Ver-
hinderung vom Vizepräsidenten, einberufen werden. Die Tagesordnung soll 
angekündigt werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten 
werden.  

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder an-
wesend sind. Bei Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen, soweit in der Satzung nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Präsidenten, bei des-
sen Abwesenheit die des Vizepräsidenten.  

3. Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren (per Brief, Telefax oder Email) 
beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem Gegenstand der Beschluss-
fassung zustimmen.  

§ 12  Der erweiterte Vorstand 

Der erweiterte Vorstand umfasst 

1. Regionalvertreter, die durch den Vorstand berufen werden können. 



2. einen Koordinator/eine Koordinatorin für das Inspektionswesen. Der Koordina-
tor bzw. die Koordinatorin für das Inspektionswesen wird durch den Vorstand 
berufen. 

§ 13 Mitgliederversammlung 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. Zur 
Ausübung des Stimmrechtes kann nur ein anderes ordentliches Mitglied 
schriftlich (per Brief, Telefax oder Email) bevollmächtigt werden. Die Bevoll-
mächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mit-
glied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten.  

2. Das Stimmrecht juristischer Personen wird in der Mitgliederversammlung 
durch eine natürliche Person, die Angehörige der juristischen Person ist, wahr-
genommen. 

3. Ehrenmitglieder haben ein Beratungsrecht.  
4. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

a. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes.  
b. Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes und Entlastung 

des Vorstandes.  
c. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Auflö-

sung des Vereins.  
d. Ernennung von Ehrenmitgliedern.  

§ 14 Einberufung der Mitgliederversammlung 

1. Mindestens alle zwei Jahre findet die ordentliche Mitgliederversammlung statt. 
Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen unter An-
gabe der Tagesordnung einberufen (per Brief, Telefax oder Email). Die Frist 
beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die 
letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse (per 
Brief, Telefax oder bestätigter Email) gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der 
Vorstand fest.  

2. Jedes ordentliche Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Mitglieder-
versammlung beim Vorstand schriftlich (per Brief, Telefax oder Email) eine Er-
gänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Be-
ginn der Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben. Über An-
träge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen ge-
stellt werden, beschließt die Versammlung.  

§ 15 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, 
wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder 
dies schriftlich (per Brief, Telefax oder eMail) unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe beantragt. 

§ 16 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung 
vom Vizepräsidenten oder einem Vorstandsmitglied geleitet. Bei Wahlen kann 



die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vorherge-
henden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.  

2. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 

3. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als ab-
gelehnt.  

4. Wahlen sind auf Antrag mindestens eines Mitglieds geheim durchzuführen.  
5. Beschlüsse über Satzungsänderungen des Vereins bedürfen einer Zweidrittel-

mehrheit aller anwesenden Mitglieder. 
6. Der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung. Die Auflösung des Vereins muss in der Einladung als 
Tagesordnungspunkt aufgeführt sein. Zur Auflösung des Vereins ist eine Drei-
viertelmehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich. 

7. Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Das Protokoll 
ist vom Versammlungsleiter und dem Protokollanten zu unterzeichnen. 

§ 17 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung nach § 16 
(6) erfolgen.  

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Präsident 
und der Vizepräsident gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.  

3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstig-
ter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Alsdorf, die es unmit-
telbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.  

§ 18 Erfüllungsort, Gerichtsstand, Haftung 

1. Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Angelegenheiten des Vereins ist 
Aachen, Deutschland.  

2. Der Verein und seine Mitglieder haften den Vereinsmitgliedern gegenüber - 
soweit dies gesetzlich zulässig beschränkt werden kann - grundsätzlich nur 
bei grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz.  

 


